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1 4 2 . Protokoll über Rechtsfähigkeit, Privilegien und Immunitäten der Europäischen Freihandelsassoziation.
1 4 3 . Europäisches Abkommen über die Gleichwertigkeit der akademischen Grade und Hochschulzeugnisse.
1 4 4 . Abänderungen des Europäischen Währungsabkommens.

1 4 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 27. April 1961, betreffend den Rats-
beschluß der Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit über die Grün-

dung einer europäischen Kernenergieagentur.

(Übersetzung.)

RATSBESCHLUSS ÜBER
DIE GRÜNDUNG EINER
EUROPÄISCHEN KERN-
ENERGIEAGENTUR VOM

20. DEZEMBER 1957

Im Hinblick auf die Konven-
tion für Europäische Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit vom
16. April 1948 und insbesondere
auf Art. 13, 15 und 19 dieser
Konvention;

Mit Rücksicht darauf, daß der
Rat auf Grund des Art. 15 dieser
Konvention Fachkomitees oder
andere Organe, die für die
Durchführung der Funktionen
der Organisation erforderlich
sind, einsetzen kann;

Im Hinblick auf den Ratsbe-
schluß vom 10. Juni 1955, be-
treffend die Zusammenarbeit bei
der Verwendung von Atom-
energie für friedliche Zwecke,
und den Ratsbeschluß vom
18. Juli 1956, betreffend das ge-
meinsame Vorgehen der Teil-
nehmerstaaten auf dem Gebiete
der Atomenergie;

Mit Rücksicht darauf, daß der
Rat mit Beschluß vom 18. Juli
1956 einen Direktionsausschuß
für Kernenergie mit dem Auf-
trag eingesetzt hat, ihm Vor-
schläge für die von den Teil-
nehmerstaaten durchzuführen-
den gemeinsamen Maßnahmen
zu unterbreiten und den Ent-
wurf der Statuten für die Euro-
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päische Kernenergieagentur aus-
zuarbeiten, die den Auftrag er-
halten soll, diese Maßnahmen
zur Entwicklung der Produktion
und der Verwendung von Kern-
energie für friedliche Zwecke zu
fördern;

Mit Rücksicht darauf, daß der
dem Direktionsausschuß gege-
bene Termin vom Rat bei seiner
Sitzung" am 13. Februar 1957
verlängert wurde;

Mit Rücksicht darauf, daß
zwischen den Grundsätzen, nach
denen sich die Bestimmungen des
vorliegenden Beschlusses regeln
und den Grundsätzen, die dem
am 25. März 1957 in Rom abge-
schlossenen Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Atom-
gemeinschaft (EURATOM) zu-
grunde liegen, kein Widerspruch
besteht;

Im Hinblick auf den Bericht
des Direktionsausschusses für
Kernenergie vom 27. September
1957 [C(57)204];

BESCHLIESST DER RAT:

TEIL I

Artikel 1

a) Es wird hiemit im Rahmen
der Organisation eine Euro-
päische Kernenergieagentur
(nachstehend „Agentur" ge-
nannt) geschaffen.

b) Die Agentur hat den
Zweck, die Entwicklung der
Produktion und Verwendung
von Kernenergie für friedliche
Zwecke durch die Teilnehmer-
staaten im Wege der Zusammen-
arbeit zwischen diesen Ländern
und einer Harmonisierung der
auf nationaler Ebene getroffenen
Maßnahmen zu fördern.

Artikel 2

Die der Agentur übertragenen
Aufgaben sind unter Wahrung
der Zuständigkeit des Rates vom
Direktionsausschuß für Kern-
energie (nachstehend „Direk-
tionsausschuß" genannt), von
den gemäß den nachstehend an-
gegebenen Bestimmungen zur
Unterstützung desselben und zur
Wahrnehmung von im gemein-
samen Interesse einer Gruppe
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von Ländern gelegenen Auf-
gaben eingesetzten Organen
sowie vom Sekretariat der Agen-
tur durchzuführen.

Artikel 3

Der Direktionsausschuß ist
für alle Fragen zuständig, die
den Zweck der Agentur im Rah-
men der sich aus den nachstehen-
den Bestimmungen und aus an-
deren in Betracht kommenden
Ratsbeschlüssen ergebenden Be-
dingungen betreffen.

Artikel 4

a) Die Agentur hat eine ver-
gleichende Gegenüberstellung
und Abstimmung der Pro-
gramme und Projekte der
Teilnehmerstaaten für die Ent-
wicklung von Forschung und
Industrie auf dem Gebiete der
Erzeugung und Verwendung
von Kernenergie für friedliche
Zwecke unter Berücksichtigung
der vom Energiebeirat erstellten
Vorschau auf den Bedarf und
die Versorgung mit Energie
möglichst weitgehend zu för-
dern.

b) Zu diesem Zweck sind die
Teilnehmerländer in den Fällen
und unter den Bedingungen, die
vom Direktionsausschuß festge-
legt werden, einzuladen,

i) der Agentur in bestimm-
ten Zeitabständen ihre na-
tionalen oder gemeinsa-
men Programme für fried-
liche Zwecke beziehungs-
weise die Voranschläge
hiefür nebst sämtlichen
zweckdienlichen Angaben
über deren Fortschritt be-
kanntzugeben;

ii) der Agentur Mitteilung
über ihre von öffentlicher
oder privater Seite geför-
derten Projekte zu
machen.

c) Die Programme und Pro-
jekte werden vom Direktions-
ausschuß gemäß einem von ihm
zu bestimmenden Verfahren
überprüft. Der Direktionsaus-
schuß kann den betreffenden
Ländern seine Ratschläge insbe-
sondere in Form von Empfeh-
lungen erteilen.
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Artikel 5

a) Die Agentur hat geeigneten-
falls die Bildung gemeinsamer
Unternehmungen zur Produk-
tion und Verwendung von
Atomenergie für friedliche
Zwecke zu fördern und dabei zu
trachten, eine möglichst große
Anzahl von Ländern für eine
Beteiligung daran zu gewinnen.

b) Erklärt eine Gruppe von
Teilnehmer- oder assoziierten
Staaten, daß sie ein gemeinsames
Unternehmen zu errichten beab-
sichtigt, dann können die betref-
fenden Länder die Durchführung
der für diesen Zweck notwendi-
gen Arbeiten auf eigene Kosten
im Rahmen der Organisation
untereinander vereinbaren,
gleichgültig, welche Stellung die
anderen Teilnehmerstaaten dazu
einnehmen. Die gemäß diesem
Absatz eingesetzten Arbeits-
oder Studiengruppen haben den
Direktionsausschuß über ihre
Fortschritte auf dem laufenden
zu halten und ihm über ihre
Schlußfolgerungen Bericht zu er-
statten.

c) Sind auf Anregung oder
mit Unterstützung der Agentur
gemeinsame Unternehmungen
gegründet worden, dann

i) übt der Direktionsausschuß
— oder eine kleine Gruppe
des Direktionsausschusses,
die sich aus Vertretern der
sich an der Unternehmung
beteiligenden Länder zu-
sammensetzt — die Funk-
tion aus, die ihm auf
Grund der für die Grün-
dung der betreffenden Un-
ternehmungen geschlosse-
nen Abkommen übertra-
gen werden;

ii) haben die gemeinsamen
Unternehmungen alljähr-
lich an den Direktionsaus-
schuß über ihren Geschäfts-
stand und ihre Entwick-
lung zu berichten;

iii) hat der Direktionsausschuß
über Fragen von allge-
meinem Interesse, die sich
beim Betrieb gemeinsamer
Unternehmungen ergeben,
zu dem Zwecke zu beraten,
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um den Regierungen et-
waige notwendige Maß-
nahmen vorzuschlagen;

iv) sollten die für die Grün-
dung gemeinsamer Unter-
nehmungen abgeschlosse-
nen Verträge Bestimmun-
gen enthalten, wonach
Teilnehmerstaaten oder
Gruppen von Teilnehmer-
staaten, die an den gemein-
samen Unternehmungen
sich nicht beteiligen, diesen
zu einem späteren Zeit-
punkt beitreten oder sich
die Ergebnisse von deren
Tätigkeit zunutze machen
können.

Artikel 6

a) Die Agentur hat nach
besten Kräften dafür zu sorgen,
daß die gemeinsamen Unterneh-
mungen sowie die Teilnehmer-
staaten regelmäßig mit den für
die Durchführung ihrer Pro-
gramme auf dem Gebiete der
Kernenergie erforderlichen Roh-
stoffen versorgt werden.

b) Zu diesem Zweck hat die
Agentur geeignetenfalls den Ab-
schluß von Verträgen für Roh-
stofflieferungen eventuell auch
aus Drittländern durch die Or-
ganisation gemäß Art. 13 Abs. b
der Konvention vom 16. April
1948 oder durch die Teilnehmer-
staaten zu fördern. Der Direk-
tionsausschuß übt die der Or-
ganisation auf Grund dieser
Verträge übertragenen Funktio-
nen aus.

Artikel 7

a) Die Agentur ist angewiesen,
gemeinsam mit dem Handels-
direktorium über Maßnahmen
zu einer möglichst freizügigen
Gestaltung des internationalen
Handelsverkehrs in Produkten,
die für die Erzeugung und Ver-
wendung von Atomenergie für
friedliche Zwecke wichtig sind,
zu beraten.

b) Der Direktionsausschuß hat
insbesondere die ihm in dieser
Beziehung vom Rat übertrage-
nen Funktionen zu erfüllen.
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Artikel 8

a) Um zu gewährleisten, daß
durch den Betrieb gemeinsamer
Unternehmungen und mit den
von der Agentur oder unter
ihrer Aufsicht zur Verfügung
gestellten Rohstoffen, Einrich-
tungen und Dienstleistungen
keinerlei militärische Zwecke ge-
fördert werden, wird eine
Sicherheitskontrolle eingerichtet.

b) Die Sicherheitskontrolle
kann auf Ersuchen der Vertrags-
partner auf jedes bilaterale oder
multilaterale Abkommen bezie-
hungsweise auf Ersuchen eines
Teilnehmerstaates auf jede Tätig-
keit des betreffenden Landes auf
dem Gebiete der Atomenergie
angewandt werden.

c) Die Organisation dieser
Kontrolle und die Kontroll-
funktionen der Agentur bilden
den Gegenstand einer eigenen
Konvention über Sicherheits-
kontrolle.

Artikel 9

a) Die Agentur hat die Ent-
wicklung der Forschungstätigkeit
zur Erzeugung und Verwendung
von Kernenergie für friedliche
Zwecke in den Teilnehmer-
staaten zu begünstigen.

b) Zu diesem Zwecke hat sie
geeignetenfalls den Abschluß von
Abkommen für die gemeinsame
Verwendung der von Teil-
nehmerstaaten errichteten For-
schungsstätten und die Grün-
dung gemeinsamer Forschungs-
institute unter den im vor-
stehenden Art. 5 angegebenen
Bedingungen zu fördern.

c) Die Agentur hat den Aus-
tausch von mit ihrem Aufgaben-
kreis in Zusammenhang stehen-
den wissenschaftlichen und tech-
nischen Informationen zwischen
den Teilnehmerstaaten und asso-
ziierten Staaten zu begünstigen.

Artikel 10

a) Die Agentur hat die Ent-
wicklung der Ausbildung auf
den mit der Kernenergie in Zu-
sammenhang stehenden Gebie-
ten in den Teilnehmerstaaten zu
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fördern, um so zur Deckung des
Bedarfes an wissenschaftlichen
und technischen Fachkräften auf
diesem Gebiete beizutragen.

b) Zu diesem Zwecke hat der
Direktionsausschuß die Schritte
zu unternehmen, die es im Wege
der Zusammenarbeit zwischen
Teilnehmer- und assoziierten
Staaten gestatten,

i) die vorhandenen Schu-
lungsmöglichkeiten in den
betreffenden Institutionen
der einzelnen Länder wei-
testgehend zu benützen
und weiter auszubauen;

ii) eine zusätzliche Schulung
von Lehrern, Studenten
oder Ingenieuren auf inter-
nationaler Basis abzuhal-
ten, sofern eine solche er-
forderlich ist.

Artikel 11

a) Die Agentur hat die Aus-
arbeitung und Abstimmung der
gesetzlichen Vorschriften bezüg-
lich der Kernenergie in den Teil-
nehmerstaaten insbesondere in
folgender Hinsicht zu fördern:

i) Schutz der Volksgesund-
heit und Verhütung von
Unfällen in der Atomindu-
strie;

ii) Haftpflicht und Versiche-
rung gegen atomare Ris-
ken;

iii) Maßnahmen zur Gewähr-
leistung einer möglichst
wirksamen Ausnützung
patentierter Erfindungen.

b) Zu diesem Zweck hat der
Direktionsausschuß

i) möglichst umgehend allge-
meine Richtlinien, die als
Grundlage für die Gesetze
und Verordnungen der
einzelnen Länder dienen
sollen, auszuarbeiten und
den Teilnehmerstaaten
zum Zwecke der Annahme
durch dieselben zu unter-
breiten;

ii) die Schaffung gemeinsamer
Einrichtungen der Teil-
nehmerstaaten zu begün-
stigen, die insbesondere
zum Schutz der Volks-
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gesundheit und zur Ver-
hütung von Unfällen in
der Atomindustrie not-
wendig sind.

TEIL II

Artikel 12

a) Der Direktionsausschuß
setzt sich aus Vertretern aller
Mitgliedstaaten der Organisa-
tion, die bei der vorliegenden
Beschlußfassung mitgewirkt
haben, zusammen.

b) Die Regierungen von Ka-
nada und den Vereinigten Staa-
ten von Amerika werden ein-
geladen, sich an den Arbeiten
der Agentur zu beteiligen.

Artikel 13

a) Der Direktionsausschuß
bestellt alljährlich aus den Rei-
hen seiner Mitglieder einen
Vorsitzenden und stellvertre-
tende Vorsitzende. Er gibt sich
seine Verfahrensordnung selbst.

b) Der Direktionsausschuß
kann den Teilnehmerstaaten
Ratschläge, insbesondere in
Form von Empfehlungen über
alle in seinen Zuständigkeits-
bereich fallenden Fragen, er-
teilen.

c) In allen Fällen, in denen
Beschlüsse gefaßt werden müssen,
die für die Regierungen bindend
sind und über die dem Direk-
tionsausschuß erteilten beson-
deren Befugnisse hinausgehen,
hat letzterer zu diesem Zwecke
dem Rat Vorschläge zu unter-
breiten.

d) Der Direktionsausschuß hat
dem Rat alljährlich über die
Durchführung seiner Aufgaben
und die Lage und Aussichten der
Atomindustrie in den Teil-
nehmerstaaten Bericht zu erstat-
ten.

Artikel 14

a) Aus den vom Direktions-
ausschuß ausgearbeiteten Berich-
ten und Vorschlägen hat gege-
benenfalls die von seinen Mit-
gliedern jeweils vertretene An-
sicht hervorzugehen.
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b) Die Beschlüsse, Gutachten
oder Empfehlungen des Direk-
tionsausschusses sind von den
anwesenden und abstimmenden
Mitgliedern einstimmig zu fassen
beziehungsweise zu beschließen.

c) Dagegen sind Beschlüsse des
Direktionsausschusses, die die
Wahl der Tagesordnung, die
Durchführung von Studien, die
Einsetzung von Arbeitsgruppen
und die Vorlage von Fragebögen
an die Teilnehmerstaaten be-
treffen, mit Stimmenmehrheit
der anwesenden Mitglieder des
Direktionsausschusses zu fassen.

d) Für die Regierungen bin-
dende Beschlüsse, die vom Di-
rektionsausschuß im Rahmen der
ihm übertragenen Befugnisse
gefaßt werden, sind nur für jene
Länder verbindlich, die sie ak-
zeptiert haben.

Artikel 15

a) Der Direktionsausschuß
kann Kommissionen und Ar-
beitsgruppen, die er für seine
Unterstützung bei der Erfüllung
seiner Aufgaben für notwendig
halt, einsetzen und sie mit der
Ausführung jeder Arbeit, die
den Zweckbestimmungen der
Agentur entspricht, betrauen.

b) Zum Studium von Fragen
oder zur Ausübung von Funk-
tionen, die für eine Gruppe von
Teilnehmer- oder assoziierten
Staaten von Interesse sind, kön-
nen unter den in vorstehendem
Art. 5 oder in einem Ratsbe-
schluß angegebenen Bedingungen
zahlenmäßig beschränkt Aus-
schüsse eingesetzt werden.

Artikel 16

a) Der Direktionsausschuß hat
seine Aufgaben in Zusammen-
arbeit mit den zuständigen Or-
ganen der Organisation zu er-
füllen.

b) Der Direktionsausschuß hat
sich mit diesen Organen über
Angelegenheiten ins Einverneh-
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men zu setzen, die in deren Auf-
gabengebiet fallen. Diese Organe
haben sich mit dem Direktions-
ausschuß in allen Angelegen-
heiten ins Einvernehmen zu
setzen, die die Produktion und
Verwendung von Kernenergie
für friedliche Zwecke betreffen.

Artikel 17

a) Der Direktionsausschuß
und dessen untergeordnete Or-
gane werden vom Sekretariat
der Agentur unterstützt, das
einen Teil des Sekretariates der
Organisation bildet.

b) Die Ausgaben für die Tätig-
keit der Agentur werden aus
dem Budget der Organisation
getragen. Zu diesem Zweck ar-
beitet der Direktionsausschuß
jährliche Ausgabenvoranschläge
aus, die dem Rat zur Genehmi-
gung vorzulegen sind.

c) Aufwendungen der Agen-
tur, für die eine besondere finan-
zielle Regelung gilt, sind durch
separate Budgetmittel zu dek-
ken, und die Länder, die keine
finanziellen Beiträge zu derar-
tigen Aufwendungen leisten,
haben sich bei der Abstimmung
über den betreffenden Posten im
Budget der Stimme zu enthalten.

Artikel 18

a) Der Direktionsausschuß hat
in Durchführung seiner Auf-
gaben die von anderen gleich-
gerichteten internationalen Or-
ganisationen geleisteten Arbeiten
zu berücksichtigen und diese Or-
ganisationen soweit wie möglich
um ihre Mitarbeit zu ersuchen.

b) Der Direktionsausschuß hat
im Einvernehmen mit dem Rat
zu internationalen öffentlichen
Organisationen, die mit Kern-
energiefragen befaßt sind, Ver-
bindung aufzunehmen.

c) Der Direktionsausschuß
kann im Rahmen der vom Rat
genehmigten Beschlüsse oder
Regelungen mit den in Betracht
kommenden internationalen
nichtöffentlichen Organisationen
in Verbindung treten.
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Artikel 19

a) Die Bestimmungen des vor-
liegenden Beschlusses berühren
in keiner Weise die Rechte und
Verbindlichkeiten, welche sich
aus bereits früher von. den an
der vorliegenden Beschlußfas-
sung beteiligten Regierungen
abgeschlossenen Verträgen er-
geben.

b) Da der vorliegende Be-
schluß die Ausübung der der
Europäischen Atomgemeinschaft
(EURATOM) auf Grund des
am 25. März 1957 in Rom
abgeschlossenen Vertrages ein-
geräumten Befugnisse nicht be-
einträchtigt, hat die Agentur
eine enge Zusammenarbeit mit
der genannten Gemeinschaft
herzustellen, wofür die Einzel-
heiten im Wege eines gemein-
samen Abkommens festgelegt
werden.

Artikel 20

a) Teilnehmerstaaten sind die
Staaten, deren Regierungen an
der vorliegenden Beschlußfas-
sung mitgewirkt haben. Asso-
ziierte Staaten sind Kanada und
die Vereinigten Staaten von
Amerika.

b) Jede Regierung, die an der
vorliegenden Beschlußfassung
mitgewirkt hat, kann die An-
wendung des Beschlusses, so-
weit es sie selbst betrifft, durch
eine entsprechende, an den Ge-
neralsekretär der Organisation
gerichtete zwölfmonatige Kün-
digung beenden.

c) Der Ratsbeschluß vom
18. Juli 1956, auf den vor-
stehend Bezug genommen wird,
wird aufgehoben.

Artikel 21

Der vorliegende Beschluß tritt
am 1. Februar 1958 in Kraft.

Teilnehmerstaaten an der Agentur sind: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark,
Frankreich,. Griechenland, Irland, Island, Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Österreich,
Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien, Türkei, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und
Nordirland.

Assoziierte Staaten sind: Kanada und die Vereinigten Staaten von Amerika.
Gorbach



716 35. Stück — Ausgegeben am 23. Juni 1961 — Nr. 142

142.

Der Bundespräsident erklärt das Protokoll über Rechtsfähigkeit, Privilegien und Immunitäten
der Europäischen Freihandelsassoziation, welches also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER
RECHTSFÄHIGKEIT, PRI-
VILEGIEN UND IMMUNI-
TÄTEN DER EUROPÄ-
ISCHEN FREIHANDELS-

ASSOZIATION
Die Republik Österreich, das

Königreich Dänemark, das
Königreich Norwegen, die Por-
tugiesische Republik, das König-
reich Schweden, die Schweize-
rische Eidgenossenschaft und das
Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nord-
irland,

In der Erwägung, daß Ar-
tikel 35 Abs. 1 des Übereinkom-
mens zur Errichtung der Euro-
päischen Freihandelsassoziation
verlangt, daß die Rechtsfähig-
keit sowie die Privilegien und
Immunitäten, die im Zusam-
menhang mit der Assoziation
von den Mitgliedstaaten an-
erkannt werden, in einem Pro-
tokoll zum Übereinkommen
festzulegen sind,

Haben folgendes vereinbart:

TEIL I
Die Assoziation

ARTIKEL 1
Die Europäische Freihandels-

assoziation, im folgenden „die
Assoziation" genannt, besitzt
Rechtspersönlichkeit. Sie hat
insbesondere die Fähigkeit, Ver-
träge zu schließen, bewegliches
und unbewegliches Eigentum zu
erwerben und darüber zu ver-
fügen und vor Gericht auf-
zutreten.

ARTIKEL 2

Die Assoziation, ihr Eigen-
tum und ihre Vermögenswerte,
wo immer und in wessen Hän-
den sie sich befinden, sind von
jeglicher Jurisdiktion befreit, es
sei denn, daß die Assoziation in
einem besonderen Fall aus-
drücklich auf ihre Immunität
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verzichtet hat. Ein Verzicht auf
die Immunität kann sich nicht
auch auf Vollstreckungsmaß-
nahmen erstrecken.

ARTIKEL 3

Die Räumlichkeiten der Asso-
ziation sind unverletzlich. Das
Eigentum und die Vermögens-
werte der Assoziation, wo
immer und in wessen Händen
sie sich befinden, sind geschützt
vor Durchsuchung, Requisition,
Beschlagnahme, Enteignung und
jeder sonstigen Form von
Zwangsmaßnahmen, sei es durch
Vollzugs-, Verwaltungs-, Ge-
richts- oder Gesetzgebungsmaß-
nahmen.

ARTIKEL 4

Das Archiv der Assoziation
und alle ihr gehörigen oder von
ihr verwahrten Dokumente
sind unverletzlich, wo immer sie
sich befinden.

ARTIKEL 5

1. Ohne irgendwelchen finan-
ziellen Kontrollen, Vorschriften
oder Moratorien unterworfen
zu sein,

a) kann die Assoziation
Fonds, Gold oder Zah-
lungsmittel jeder Art be-
sitzen und Guthaben in
jeder Währung unterhal-
ten;

b) kann die Assoziation frei
ihre Fonds, ihr Gold oder
ihre Zahlungsmittel von
einem Land in ein anderes
oder innerhalb irgend-
eines Landes überweisen
und alle in ihrem Besitz
befindlichen Zahlungsmit-
tel in jede andere Wäh-
rung konvertieren.

2. Bei Ausübung ihrer Rechte
gemäß Abs. 1 dieses Artikels hat
die Assoziation allfällige, seitens
eines dem vorliegenden Proto-
koll angehörenden Staates er-
folgte Vorstellungen gebührend
in Betracht zu ziehen und
solchen Vorstellungen insoweit
Rechnung zu tragen, als dies
ohne Beeinträchtigung der In-
teressen der Assoziation für
möglich erachtet wird.
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ARTIKEL 6

Die Assoziation, ihre Ver-
mögenswerte, Einkünfte und
anderes Eigentum sind befreit:

a) von allen direkten Steu-
ern; die Assoziation kann
jedoch keine Befreiung
von Abgaben, Steuern
oder Gebühren beanspru-
chen, die tatsächlich nur
ein Entgelt für öffentliche
Dienstleistungen sind;

b) von Zollgebühren sowie
von Verboten und Be-
schränkungen der Einfuhr
und Ausfuhr von Gegen-
ständen der Assoziation
für ihren amtlichen Ge-
brauch.
Auf Grund einer solchen
Befreiung eingeführte Ge-
genstände dürfen im Ge-
biet des Staates, in den sie
eingeführt wurden, nicht
verkauft werden, außer
unter mit der Regierung
diese Staates vereinbarten
Bedingungen;

c) von Zollgebühren sowie
von Verboten und Be-
schränkungen der Einfuhr
und Ausfuhr hinsichtlich
ihrer Veröffentlichungen.

ARTIKEL 7

1. Die Assoziation genießt im
Gebiet jedes dem vorliegenden
Protokoll angehörenden Staates
für ihre amtlichen Nachrichten
zumindest eine ebenso günstige
Behandlung, wie sie die Regie-
rung dieses Staates irgendeiner
anderen Regierung, einschließ-
lich deren diplomatischer Mis-
sion, in bezug auf Begünstigun-
gen, Tarife und Gebühren für
Post und Fernmeldewesen so-
wie in bezug auf Pressetarife
für Informationen an die Presse
und den Rundfunk gewährt.

2. Eine Zensur der amtlichen
Korrespondenz und sonstiger
amtlicher Nachrichten der Asso-
ziation wird nicht ausgeübt.

3. Die Assoziation hat das
Recht, Codes zu verwenden so-
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wie Korrespondenz durch Ku-
riere oder in versiegeltem Ge-
päck abzufertigen und zu er-
halten, welche die gleichen
Immunitäten und Privilegien
wie diplomatische Kuriere und
Diplomatengepäck genießen.

4. Dieser Artikel kann in keiner
Weise so ausgelegt werden, daß
dadurch die Ergreifung von ge-
eigneten Sicherheitsmaßnahmen
untersagt ist, die einvernehmlich
zwischen einem dem Protokoll
angehörenden Staat und der
Assoziation festzulegen sind.

TEIL II

Vertreter

ARTIKEL 8

1. Jeder Vertreter eines dem
vorliegenden Protokoll ange-
hörenden Staates in einem
Organ der Assoziation genießt
während seiner Anwesenheit im
Gebiet eines anderen dieser
Staaten für die Ausübung seiner
Funktionen:

a) die gleiche Immunität ge-
gen seine Verhaftung oder
Anhaltung und gegen Be-
schlagnahme seines per-
sönlichen Gepäcks sowie
die gleiche Unverletzlich-
keit für sämtliche Schrift-
stücke und Dokumente,
wie sie einem diplomati-
schen Vertreter nach
Völkerrecht gewährt wer-
den;

b) das Recht, Codes zu ver-
wenden sowie Doku-
mente oder Schriftstücke
durch Kuriere oder in ver-
siegeltem Gepäck zu emp-
fangen oder abzusenden;

c) Befreiung für sich selbst
und seinen Ehegatten von
Einwanderungsbeschrän-

kungen, Ausländerregi-
strierung und Verpflich-
tung zum nationalen
Dienst;

d) die gleichen Erleichterun-
gen hinsichtlich Wäh-
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rungs- und Devisen-
beschränkungen sowie
hinsichtlich seines persön-
lichen Gepäcks, die einem
Vertreter einer ausländi-
schen Regierung auf vor-
übergehender amtlicher
Mission gewährt wer-
den.

2. Jeder dieser Vertreter genießt
außerdem hinsichtlich der von
ihm in Ausübung seiner offiziel-
len Funktionen gemachten
mündlichen oder schriftlichen
Äußerungen und aller gesetzten
Handlungen die gleiche Be-
freiung von jeglicher Jurisdik-
tion, die einem diplomatischen
Vertreter nach Völkerrecht ge-
währt wird. Diese Immunität
gilt auch dann weiter, wenn die
betreffende Person aufgehört
hat, Vertreter zu sein.

3. Wo die Veranlagung irgend-
einer Steuer vom Aufenthalt
abhängt, wird jener Zeitraum,
während dessen sich ein Ver-
treter in Ausübung seiner Funk-
tionen im Gebiet eines dem
vorliegenden Protokoll ange-
hörenden Staates aufhält, zum
Zwecke der steuerlichen Ver-
anlagung nicht als Aufenthalts-
zeit gerechnet.

ARTIKEL 9

Die Privilegien und Immuni-
täten werden Vertretern von
dem vorliegenden Protokoll
angehörenden Staaten nicht zu
ihrem persönlichen Vorteil ge-
währt, sondern um die unab-
hängige Ausübung ihrer Funk-
tionen im Zusammenhang mit
der Assoziation zu gewähr-
leisten. Infolgedessen hat ein
dem vorliegenden Protokoll an-
gehörender Staat nicht nur das
Recht, sondern auch die Ver-
pflichtung, die Immunität seiner
Vertreter in jedem Fall auf-
zuheben, in dem seiner Meinung
nach die Immunität den Lauf
der Gerechtigkeit hemmen
würde und in dem sie ohne
Nachteil für die Zwecke, für die
sie gewährt wurde, aufgehoben
werden kann.
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ARTIKEL 10

Auf Grund der Bestimmun-
gen des Artikels 8 ist ein dem
vorliegenden Protokoll ange-
hörender Staat nicht gehalten,
die dort erwähnten Privilegien
einer Person zu gewähren, die
ein Staatsangehöriger dieses
Staates oder dessen Vertreter
ist.

ARTIKEL 11

Im Sinne der Artikel 8, 9
und 10 umfaßt der Ausdruck
„Vertreter" auch alle Stellver-
treter, Berater, Sachverständige
und Sekretäre von Delegatio-
nen.

TEIL III

Angestellte der Assoziation
und Sachverständige in Erfül-

lung eines Auftrages

ARTIKEL 12

Der Rat der Assoziation be-
stimmt die Kategorien von An-
gestellten, auf die Artikel 13
Anwendung findet, und setzt
alle dem vorliegenden Protokoll
angehörenden Staaten von sei-
nem Beschluß in Kenntnis. Die
Namen der in diese Kategorie
aufgenommenen Angestellten
sind periodisch allen diesen
Staaten bekanntzugeben.

ARTIKEL 13

Die Angestellten der Assozia-
tion in den festgelegten Katego-
rien genießen:

a) Befreiung von Jurisdik-
tion hinsichtlich der von
ihnen in Ausübung ihrer
offiziellen Funktionen ge-
machten mündlichen oder
schriftlichen Äußerungen
und aller gesetzten Hand-
lungen; diese Immuni-
tät gilt auch dann wei-
ter, wenn die betreffende
Person aufgehört hat, An-
gestellter der Assoziation
zu sein;

b) Befreiung von der Besteue-
rung der Gehälter und
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Bezüge, die sie als Ange-
stellte der Assoziation er-
halten;

c) Befreiung von Einwande-
rungsbeschränkungen und
von der Ausländerregi-
strierung für sich selbst
und ihre Ehegatten sowie
für ihre bei ihnen woh-
nenden und von ihnen
abhängigen nächsten Fa-
milienangehörigen;

d) die gleichen Erleichterun-
gen hinsichtlich Wäh-
rungs- und Devisen-
beschränkungen, die An-
gehörigen diplomatischer
Missionen vergleichbaren
Ranges gewährt werden;

e) die gleichen Erleichterun-
gen für die Heimreise in
Zeiten internationaler
Krisen für sich und ihre
Ehegatten sowie für die
bei ihnen wohnenden und
von ihnen abhängigen
nächsten Familienangehö-
rigen wie Angehörige
diplomatischer Missionen
vergleichbaren Ranges;

f) das Recht, zum Zeitpunkt
ihres ersten Dienstantrit-
tes ihre Wohnungseinrich-
tung und Gebrauchsgegen-
stände zollfrei in das
Gebiet eines dem vorlie-
genden Protokoll ange-
hörenden Staates ein-
zuführen.

ARTIKEL 14

Zusätzlich zu den im Ar-
tikel 13 angeführten Privile-
gien und Immunitäten genießt
der Leiter des Sekretariats der
Assoziation für sich selbst, für
seinen Ehegatten und seine
minderjährigen Kinder die Pri-
vilegien und Immunitäten, die
nach Völkerrecht den Leitern
diplomatischer Missionen ge-
wöhnlicherweise gewährt wer-
den.

ARTIKEL 15

1. Sachverständige, die Aufträge
für die Assoziation durch-
führen, genießen während ihrer
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Anwesenheit im Gebiet eines
dem vorliegenden Protokoll an-
gehörenden Staates für die Aus-
übung ihrer Funktionen:

a) die gleiche Immunität
gegen ihre Verhaftung
oder Anhaltung und
gegen Beschlagnahme ihres
persönlichen Gepäcks so-
wie die gleiche Unverletz-
lichkeit für sämtliche sich
auf ihre für die Assozia-
tion ausgeübte Tätigkeit
beziehenden Schriftstücke
und Dokumente, die nach
Völkerrecht einem diplo-
matischen Vertreter ge-
währt werden;

b) die gleichen Erleichterun-
gen hinsichtlich Wäh-
rungs- und Devisenbestim-
mungen sowie hinsichtlich
ihres persönlichen Ge-
päcks, die einem Vertreter
einer ausländischen Regie-
rung auf vorübergehender
amtlicher Mission gewährt
werden.

2. Die Sachverständigen genie-
ßen hinsichtlich der von ihnen
in Ausübung ihrer offiziellen
Funktionen gemachten münd-
lichen oder schriftlichen Äuße-
rungen und aller gesetzten
Handlungen die gleiche Befrei-
ung von jeglicher Jurisdiktion,
die nach Völkerrecht einem
diplomatischen Vertreter ge-
währt wird. Diese Immunität
gilt auch dann weiter, wenn die
betreffende Person aufgehört
hat, Aufträge für die Assozia-
tion durchzuführen.

ARTIKEL 16

Die Privilegien und Immuni-
täten werden den Angestellten
und Sachverständigen im Inter-
esse der Assoziation und nicht
zu ihrem persönlichen Vorteil
gewährt. Der im Namen der
Assoziation handelnde Leiter
des Sekretariats der Assoziation
hat das Recht und die Verpflich-
tung, die Immunität eines An-
gestellten oder Sachverständigen
in jedem Fall aufzuheben, in
dem sie seiner Meinung nach
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den Lauf der Gerechtigkeit
hemmen würde und wo sie ohne
Beeinträchtigung der Interessen
der Assoziation aufgehoben
werden kann. Im Falle des Lei-
ters des Sekretariats der Asso-
ziation hat der Beschluß, seine
Immunität aufzuheben, durch
den Rat zu erfolgen.

ARTIKEL 17

Auf Grund der Bestimmun-
gen der Artikel 13, 14 und 15
ist ein dem vorliegenden Proto-
koll angehörender Staat nicht
gehalten, die dort erwähnten
Privilegien einer Person zu ge-
währen, die Staatsangehöriger
dieses Staates ist, ausgenommen:

a) Befreiung von jeglicher
Jurisdiktion hinsichtlich
der von ihr in Ausübung
ihrer offiziellen Funktio-
nen gemachten münd-
lichen oder schriftlichen
Äußerungen und aller
gesetzten Handlungen;

b) Erleichterungen hinsicht-
lich Währungs- und Devi-
senbeschränkungen., soweit
dies für die wirksame
Ausübung ihrer Funktio-
nen erforderlich ist;

c) Unverletzlichkeit für
sämtliche sich auf ihre für
die Assoziation ausgeübte
Tätigkeit beziehenden
Schriftstücke und Doku-
mente;

d) im Falle von Angestellten
der Assoziation, auf die
sich die Artikel 13 und 14
beziehen, Befreiung von
der Besteuerung der Ge-
hälter und Bezüge, die sie
als Angestellte der Asso-
ziation erhalten.

TEIL IV

Allgemeines

ARTIKEL 18

Falls ein dem vorliegenden
Protokoll angehörender Staat
der Ansicht ist, daß ein Miß-
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brauch eines durch das vor-
liegende Protokoll eingeräum-
ten Privilegs oder einer solchen
Immunität vorliegt, so haben
Konsultationen zwischen diesem
Staat und der Assoziation zu
erfolgen, um festzustellen, ob
ein solcher Mißbrauch erfolgt
ist, und zutreffendenfalls um
eine Wiederholung zu vermei-
den. Ein Staat, welcher der An-
sicht ist, daß eine Person ein
ihm auf Grund des vorliegenden
Protokolls eingeräumtes Privi-
leg oder eine solche Immunität
mißbraucht hat, kann verlan-
gen, daß diese sein Gebiet ver-
läßt.

ARTIKEL 19

Das vorliegende Protokoll
bedarf der Ratifikation durch
die Signatarstaaten. Die Ratifi-
kationsurkunden werden bei der
Regierung Schwedens hinterlegt,
die allen anderen Signatar-
staaten eine entsprechende Noti-
fikation übermittelt.

ARTIKEL 20

Jeder dem Übereinkommen
zur Errichtung der Europä-
ischen Freihandelsassoziation ge-
mäß Artikel 41 Abs. 1 dieses
Übereinkommens beitretende
oder eine Assoziation mit den
Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Freihandelsassoziation
gemäß Artikel 41 Abs. 2 dieses
Übereinkommens eingehende
Staat kann dem vorliegenden
Protokoll beitreten. Die Bei-
trittsurkunde wird bei der Re-
gierung Schwedens hinterlegt,
die allen anderen dem vor-
liegenden Protokoll angehören-
den Staaten eine entsprechende
Notifikation übermittelt.

ARTIKEL 21

Das vorliegende Protokoll
tritt in Kraft, sobald drei Signa-
tarstaaten ihre Ratifikations-
urkunden hinterlegt haben.
Hinsichtlich jedes anderen Si-
gnatarstaates tritt es mit dem
Tage der Hinterlegung seiner
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Ratifikationsurkunde und für
jeden dem vorliegenden Proto-
koll beitretenden Staat mit dem
Tage der Hinterlegung seiner
Beitrittsurkunde in Kraft.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die Unterzeichneten, die
hiezu gebührend bevollmäch-
tigt sind, das vorliegende Pro-
tokoll unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, am
28. Juli 1960,

in englischer und französi-
scher Sprache, wobei jeder
Wortlaut in gleicher Weise
maßgebend ist, in einer einzigen
Ausfertigung, die bei der Regie-
rung Schwedens hinterlegt wird
die allen anderen Signatar-
staaten und allen beitretenden
Staaten eine beglaubigte Ab-
schrift übermittelt.

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundes-
minister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister
für Handel und Wiederaufbau, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, vom
Bundesminister für Landesverteidigung und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 1. März 1961.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Inneres:
Afritsch

Der Bundesminister für Justiz:

Broda

Der Bundesminister für Unterricht:
Drimmel

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:

Proksch

Der Bundesminister für Finanzen:

Heilingsetzer

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:

Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Waldbrunner

Der Bundesminister für Landesverteidigung:

Graf

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Österreich hat seine Ratifikationsurkunde am 22. März 1961 bei der Regierung Schwedens
hinterlegt. Nach Mitteilung der Regierung Schwedens haben vor Österreich Dänemark und Nor-
wegen ihre Ratifikationsurkunden hinterlegt. Das vorliegende Protokoll ist demnach gemäß seinem
Artikel 21 am 22. März 1961 in Kraft getreten.

Gorbach
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143.

Nachdem das Europäische Abkommen über die Gleichwertigkeit der akademischen Grade und
Hochschulzeugnisse, welches also lautet:

(Übersetzung.)

EUROPÄISCHES ABKOM-
MEN ÜBER DIE GLEICH-
WERTIGKEIT DER AKA-
DEMISCHEN GRADE
UND HOCHSCHUL-

ZEUGNISSE.

Die unterzeichneten Regierun-
gen, Mitglieder des Europarates,

Im Hinblick auf das am
19. Dezember 1954 in Paris
unterzeichnete Europäische
Kulturabkommen,

Im Hinblick auf die am
11. Dezember 1953 in Paris
unterzeichnete Europäische Kon-
vention über die Gleichwertig-
keit der Reifezeugnisse,

Im Hinblick auf das am
15. Dezember 1956 in Paris
unterzeichnete Europäische Ab-
kommen über die Gleichwertig-
keit der Studienzeit an den Uni-
versitäten,

In Erwägung der Erwünscht-
heit einer Ergänzung dieser Ab-
kommen durch die Schaffung
einer Anerkennung der im Aus-
land erworbenen akademischen
Grade und Hochschulzeugnisse,

Sind wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

Für die Anwendung dieses
Abkommens

1. bedeutet der Ausdruck
„Universitäten"

a) Universitäten;
b) Institute, denen von der

Vertragspartei, in deren
Hoheitsgebiet sie sich be-
finden, Hochschulcharakter
zuerkannt wird und die
berechtigt sind, akade-
mische Grade und Hoch-
schulzeugnisse zu ver-
leihen;
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2. bedeutet der Ausdruck
„akademischer Grad" bezie-
hungsweise „Hochschulzeugnis"
jeden Grad, jedes Diplom oder
Zeugnis, welcher beziehungsweise
welches von einer im Hoheits-
gebiet der Vertragspartei be-
findlichen Universität verliehen
wird und den Abschluß einer
Studienzeit an der Universität
bezeichnet;

3. Grade, Diplome und Zeug-
nisse, welche bei Ablegung einer
Teilprüfung verliehen werden,
gelten nicht als akademische
Grade beziehungsweise Hoch-
schulzeugnisse im Sinne von Ab-
satz 2 dieses Artikels.

Artikel 2

1. Für die Anwendung dieses
Abkommens wird zwischen den
Vertragsparteien ein Unter-
schied gemacht, je nachdem ob
in ihrem Hoheitsgebiet die Zu-
ständigkeit für die Regelung der
Frage der Gleichwertigkeit der
akademischen Grade und Hoch-
schulzeugnisse liegt bei:

a) dem Staat,
b) der Universität,
c) je nach der Art des Falles

dem Staat oder der Uni-
versität.

2. Jede Vertragspartei unter-
richtet innerhalb eines Jahres
nach dem Inkrafttreten dieses
Abkommens den Generalsekre-
tär des Europarates, wer in
ihrem Hoheitsgebiet für die Be-
handlung der Fragen der Gleich-
wertigkeit der akademischen
Grade und Hochschulzeugnisse
zuständig ist.

Artikel 3

1. Die unter Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe a) fallenden Vertrags-
parteien anerkennen die von
einer im Hoheitsgebiet einer an-
deren Vertragspartei befindli-
chen Universität verliehenen
akademischen Grade und Hoch-
schulzeugnisse.
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2. Eine derartige Aner-
kennung eines ausländischen aka-
demischen Grades beziehungs-
weise Hochschulzeugnisses be-
rechtigt dessen Träger bezie-
hungsweise Inhaber:

a) weitere Universitäts-
studien zu betreiben und
sich nach Abschluß der-
artiger Studien einer aka-
demischen Prüfung zu
unterziehen zwecks Er-
werbung eines weiteren
akademischen Grades, ein-
schließlich des Doktor-
grades, unter denselben
Bedingungen, wie sie für
Staatsbürger der Vertrags-
partei zur Anwendung
kommen, im Falle daß die
Zulassung zu derartigen
Studien und Prüfungen
vom Besitz eines gleich-
wertigen nationalen aka-
demischen Grades bezie-
hungsweise Hochschul-
zeugnisses abhängt;

b) einen von einer ausländi-
schen Universität verlie-
henen akademischen Grad
in Verbindung mit einer
Ursprungsbezeichnung die-
ses Grades zu verwenden.

Artikel 4

Bezüglich Artikel 3 Absatz 2
Buchstabe a) dieses Abkommens
kann jede Vertragspartei:

a) in Fällen, wo in den
Prüfungsanforderungen
für einen ausländischen
akademischen Grad be-
ziehungsweise ein auslän-
disches Hochschulzeugnis
bestimmte für den gleich-
wertigen nationalen Grad
beziehungsweise das gleich-
wertige nationale Hoch-
schulzeugnis vorgeschrie-
bene Fächer nicht auf-
scheinen, die Anerkennung
bis zur Ablegung einer
Zusatzprüfung aus den be-
treffenden Fächern ver-
sagen;

b) die Träger eines ausländi-
schen akademischen Grades
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beziehungsweise die In-
haber eines ausländischen
Hochschulzeugnisses auf-
fordern, eine Prüfung in
ihrer Amtssprache be-
ziehungsweise einer ihrer
Amtssprachen abzulegen,
falls die Studien in einer
anderen Sprache betrieben
worden sind.

Artikel 5

Die unter Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe b) dieses Abkommens
fallenden Vertragsparteien über-
mitteln den Wortlaut dieses Ab-
kommens den Behörden, welche
in ihrem Hoheitsgebiet für die
Behandlung der Fragen der
Gleichwertigkeit der akademi-
schen Grade und Hochschulzeug-
nisse zuständig sind, und legen
ihnen nahe, die in den Ar-
tikeln 3 und 4 niedergelegten
Grundsätze wohlwollend zu
prüfen und zur Anwendung zu
bringen.

Artikel 6

Die unter Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe c) dieses Abkommens
fallenden Vertragsparteien wen-
den die Bestimmungen der Ar-
tikel 3 und 4 dort an, wo die
Zuständigkeit für die Regelung
der Frage der Gleichwertigkeit
der akademischen Grade und
Hochschulzeugnisse beim Staat
liegt, und wenden die Bestim-
mungen des Artikels 5 dort an,
wo der Staat für diese Fragen
nicht zuständig ist.

Artikel 7

Der Generalsekretär des Euro-
parates kann von Zeit zu Zeit
die Vertragsparteien ersuchen,
einen schriftlichen Bericht über
die zur Durchführung der Be-
stimmungen dieses Abkommens
getroffenen Maßnahmen und
Entscheidungen vorzulegen.

Artikel 8

Der Generalsekretär des Euro-
parates notifiziert den anderen
Vertragsparteien die Mitteilun-
gen, die er von jeder Vertrags-
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partei gemäß Artikel 2 und 7
dieses Abkommens erhalten hat,
und hält das Ministerkomitee
über die bei der Anwendung
dieses Abkommens erzielten
Fortschritte auf dem laufenden.

Artikel 9

Keine Bestimmung dieses Ab-
kommens ist dahingehend aus-
zulegen, daß sie

a) in einem bestehenden, von
einer Vertragspartei unter-
zeichneten Abkommen
enthaltene günstigere Be-
stimmungen hinsichtlich
der Anerkennung der aka-
demischen Grade und
Hochschulzeugnisse beein-
trächtigt oder den Ab-
schluß eines weiteren der-
artigen Abkommens
seitens einer Vertrags-
partei weniger wünschens-
wert erscheinen läßt oder
daß sie

b) die Verpflichtung der
Staatsbürger der Vertrags-
parteien berührt, sich an
die gesetzlichen oder son-
stigen allgemeingültigen
Vorschriften zu halten,
welche in den Hoheitsge-
bieten der Vertragspar-
teien hinsichtlich der Ein-
reise, des Aufenthaltes und
der Ausreise von Auslän-
dern in Geltung stehen.

Artikel 10

1. Dieses Abkommen liegt zur
Unterzeichnung durch die Mit-
glieder des Europarates auf. Es
bedarf der Ratifizierung. Die
Ratifikationsurkunden werden
beim Generalsekretär des Euro-
parates hinterlegt.

2. Das Abkommen tritt einen
Monat nach der Hinterlegung
der dritten Ratifikationsurkunde
in Kraft.

3. Für jeden Unterzeichner-
staat, der das Abkommen in der
Folge ratifiziert, tritt es einen
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Monat nach der Hinterlegung
seiner Ratifikationsurkunde in
Kraft.

4. Nach dem Inkrafttreten
dieses Abkommens kann das
Ministerkomitee des Europa-
rates jeden Staat, der nicht Mit-
glied des Rates ist, einladen,
diesem Abkommen beizutreten.
Jeder Staat, der diese Einladung
erhalten hat, kann dem Abkom-
men durch Hinterlegung einer
Beitrittserklärung beim General-
sekretär des Europarates beitre-
ten. Für jeden beitretenden Staat
tritt dieses Abkommen einen
Monat nach der Hinterlegung
seiner Beitrittserklärung in
Kraft.

5. Der Generalsekretär des
Europarates setzt alle Mitglieder
des Rates und alle beitretenden
Staaten von der Hinterlegung
aller Ratifikationsurkunden und
Beitrittserklärungen in Kenntnis.

Artikel 11

Jede Vertragspartei kann bei
der Hinterlegung ihrer Ratifi-
kationsurkunde beziehungsweise
Beitrittserklärung oder in der
Folge durch eine Mitteilung an
den Generalsekretär des Europa-
rates erklären, daß dieses Ab-
kommen für einige oder alle der
Gebiete gilt, für deren inter-
nationale Beziehungen diese
Vertragspartei verantwortlich
ist.

Artikel 12

1. Jede Vertragspartei kann
dieses Abkommen jederzeit nach
einer Periode von fünf Jahren
nach dessen Inkrafttreten durch
eine schriftliche, an den General-
sekretär des Europarates ge-
richtete Erklärung kündigen, in
welchem Falle der Generalsekre-
tär des Europarates die anderen
Vertragsparteien von diesem
Schritt in Kenntnis setzt.

2. Eine derartige Kündigung
wird für die betreffende Ver-
tragspartei sechs Monate nach
Eingang der Erklärung beim Ge-
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neralsekretär des Europarates
wirksam.

Zu Urkund dessen haben die
von ihren Regierungen hiezu
gehörig befugten Unterzeich-
neten dieses Abkommen unter-
schrieben.

Geschehen zu Paris, am 15. De-
zember 1959, in französischer
und englischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Urschrift,
die im Archiv des Europarates
hinterlegt wird. Der General-
sekretär übermittelt jeder Unter-
zeichnerregierung und jeder Re-
gierung, die ihren Beitritt
erklärt, eine beglaubigte Ab-
schrift.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Unterricht und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 21. November 1960.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Unterricht:

Drimmel

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Dieses Abkommen ist gemäß seinem Artikel 10 Absatz 2 am 16. April 1961 für Österreich,
Großbritannien und Dänemark in Kraft getreten.

Gorbach
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144.

Der Bundespräsident erklärt die vom Rat für wirtschaftliche Zusammenarbeit gemäß Artikel 26
des Europäischen Währungsabkommens (BGBl. Nr. 75/1960) beschlossenen Abänderungen des
Europäischen Währungsabkommens, welche also lauten:

(Übersetzung)

„Artikel 13

ÄNDERUNGEN DER
WECHSELKURS-MARGEN

Wenn die gemäß Artikel 9
gemeldeten An- oder Verkaufs-
kurse von einer Vertragspartei
während einer Abrechnungs-
periode geändert werden,

1. haben die Vertrags-
parteien so bald wie mög-
lich nach einer solchen
Änderung entsprechend
den Bestimmungen des
Artikels 11 Absatz a die
dort genannten Beträge
und Salden zu melden,
die in der Währung der
betreffenden Vertrags-
partei angegeben werden
und mit dem Konten-
abschluß am Tage vor der
Änderung auszugleichen
sind;

2. werden die Nettoforde-
rung oder -schuld der
betreffenden Vertrags-
partei sowie die ent-
sprechenden Forderungen
und Schulden der ande-
ren Vertragsparteien auf
der Grundlage dieser Be-
träge und Salden sowie
des vor der Änderung
gemeldeten An- oder
Verkaufskurses oder
vereinbarten Kurses ent-
sprechend den Bestim-
mungen des Artikels 11
errechnet und sind gemäß
Artikel 12 an dem von
der Organisation be-
stimmten Wertstellungs-
tag auszugleichen;

3. jeder Verzug bei einer
auf Grund des vorliegen-
den Artikels zu leisten-
den Zahlung gilt als Ver-
zug einer zu leistenden
Zahlung gemäß Ar-
tikel 12."
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für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der
obigen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 8. Mai 1961.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:
Klaus

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Gorbach


